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Kleine Anfrage 5305 
 
des Abgeordneten André Kuper   CDU 
 
 
Warum werden Kommunen beim Unterhaltsvorschuss vom Land NRW mehr zur Kasse 
gebeten als in anderen Bundesländern? 
 
Kinder alleinstehender Mütter und Väter haben einen eigenen Anspruch auf Leistungen nach 
dem Unterhaltsvorschussgesetz. Diese Leistungen werden entweder als Unterhaltsvorschuss 
erbracht, wenn es einen unterhaltspflichtigen anderen Elternteil gibt oder als Unterhaltsaus-
fallleistung, wenn ein leistungsfähiger Unterhaltsverpflichteter nicht vorhanden ist. Erhält ein 
Kind solche Leistungen, gehen dessen Unterhaltsansprüche gegen den familienfernen Eltern-
teil auf das Land über. Dieser Elternteil wird zur Rückzahlung der gewährten Unterhaltsleis-
tungen aufgefordert (Rückgriff). 
 
Finanziert werden diese Unterhaltsleistungen gemeinsam von Bund, Ländern und gegebenen-
falls Kommunen. Dabei trägt der Bund ein Drittel der Ausgaben und erhält ein Drittel der Ein-
nahmen. Über die Aufteilung der übrigen zwei Drittel zwischen Land und Kommunen entschei-
den die Länder selbst. 
 
Im Rahmen der Gespräche von Bund und Ländern über die Neuausstattung der Finanzbezie-
hungen wurde auch eine Ausweitung des Unterhaltsvorschusses vereinbart. So soll beim 
Unterhaltsvorschuss ab dem 01.01.2017 die Altersgrenze von 12 auf 18 Jahre angehoben und 
die Befristung der Bezugsdauer (derzeit: 72 Monate bzw. 6 Jahre) aufgehoben werden. Hin-
sichtlich der finanziellen Auswirkungen dieser Verabredung liegt eine Untersuchung des 
Fraunhofer Instituts vor. Demnach geht der Bund von Mehraufwendungen bei den 
Leistungsausgaben in Höhe von 790 Mio. € p.a. bundesweit aus, die zu 1/3 durch den Bund 
und zu 2/3 durch die Länder (in Nordrhein-Westfalen aber zu mehr als 50 % der 
Gesamtleistungsaufwendungen von den Kommunen in Nordrhein-Westfalen) getragen 
werden. 
 
Angesichts der bisherigen Kosten und in Anbetracht der künftig entstehenden Kosten durch 
Unterhaltsvorschusszahlungen und geringer Rückgriffsquoten ist die landesgesetzliche Um-
setzung der Kostenbeteiligung der Kommunen in den Ländern von großer Bedeutung. Dabei 
fällt auf, dass die Länder die Kommunen in unterschiedlicher Höhe an den Kosten des Unter-
haltsvorschusses beteiligen. Auffällig ist insbesondere, dass die Kommunen in Nordrhein-
Westfalen mehr als die Hälfte der Kosten zu tragen haben, im Gegensatz zu den Kommunen 
in anderen Bundesländern:  
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Das Gesetz zur Ausführung des Unterhaltsvorschussgesetzes Nordrhein-Westfalen legt fest, 
dass die nordrhein-westfälischen  Kommunen zu 80 Prozent die Geldleistungen zu finanzieren 
haben, die vom Land zu tragen sind. Dies bedeutet letztlich für Nordrhein-Westfalen, dass der 
Bund ein Drittel der Kosten trägt, die Kommunen 53 Prozent und das Land selbst nur 14 Pro-
zent.  
 
In Baden-Württemberg werden die Einnahmen und Ausgaben zu je einem Drittel auf das Land 
und die Land- und Stadtkreise sowie kreisangehörigen Gemeinden mit eigenem Jugendamt 
aufgeteilt. Die genannten kommunalen Körperschaften führen das Unterhaltsvorschussgesetz 
aus und tragen hierfür auch die Verwaltungskosten. Ebenso verhält es sich in Rheinland-Pfalz 
und Sachsen, wo die kommunalen Träger entsprechend mit einem Drittel an den Unterhalts-
vorschusskosten beteiligt sind.  
 
In Mecklenburg-Vorpommern werden sogar nur 1/12 der Ausgaben für Leistungen nach dem 
Unterhaltsvorschussgesetz von den Kommunen als Aufgabenträger gezahlt und damit weni-
ger als zu 10 Prozent. 
 
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:   
 
1. Wie hoch ist prozentual jeweils in den anderen Bundesländern die gesetzlich bestimmte 

Beteiligung der Kommunen insgesamt an den Gesamtaufwendungen für Unterhaltszah-
lungen? 

 
2. Aus welchem sachlichen Grund tragen in Nordrhein-Westfalen die Kommunen mit 53,34 

Prozent einen höheren Anteil an den Unterhaltskosten als in anderen Bundesländern? 
 
3. Welche Aussagen sind zur so genannten Rückgriffsquote im Land, auch im Vergleich zu 

anderen Bundesländern, möglich (nach Jugendämtern getrennt die Rückgriffsquote 
darstellen)? 

 
4. Wie beurteilt die Landesregierung - angesichts des Beschlusses von Bund und Ländern 

die Unterhaltsleistungen auszuweiten und damit Mehraufwendungen in Nordrhein-West-
falen vor allem zu Lasten der Kommunen in Millionenhöhe auszulösen – die Notwendigkeit 
den Kommunalanteil an den Unterhaltsvorschusszahlungen zu Lasten des Länderanteils 
zu verringern, analog zu anderen Bundesländern? 

 
5. Welche Entwicklung ist bezüglich der Unterhaltszahlungen in den vergangenen Jahren in 

den Kommunen in Nordrhein-Westfalen zu verzeichnen? 
 
 
 
André Kuper 


